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Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften 
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nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 21. November 1969 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1970) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Februar 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 145), zuletzt geändert durch das Steuer- 
änderungsgesetz 1969 vom 18. August 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1211), wird wie folgt geändert: 

1. In § 19 Abs. 2 wird die Zahl „240" durch die Zahl 
„480" ersetzt. 

2. In § 52 Abs. 15 Satz 1 wird hinter dem Zitat 
„§ 10 Abs. 3 Ziff. 2 Buchstabe b," das Zitat „des 
§ 19 Abs. 2," eingefügt. 

Artikel 2 

Ergänzungsabgabegesetz 

Das Ergänzungsabgabegesetz vom 21. Dezember 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 3 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. soweit der Steuerabzug vom Arbeitslohn bei 
beschränkter Einkommensteuerpflicht (Lohn- 
steuerpflicht) vorzunehmen ist: 

nach der Lohnsteuer, die für den Lohn- 
zahlungszeitraum zu entrichten ist;". 

2. § 4 wird wie falgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Zahl „32 040" 
durch die Zahl „64 080" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Zahl „16 020" 
durch die Zahl „32 040" ersetzt. 

b) In Absatz 3 erhält Satz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„Der bei der Berechnung der Ergänzungsab- 
gabe anzuwendende Hundertsatz darf im Fall 
des Absatzes 2 Nr. 1 nicht höher sein als ein- 
halb Tausendstel des 64 000 Deutsche Mark, 
im Fall des Absatzes 2 Nr. 2 als ein Tausend- 
stel des 32 000 Deutsche Mark übersteigen- 
den Teils des unter Berücksichtigung des 
Absatzes 2 Satz 2 berichtigten zu versteuern- 
den Einkommensbetrags." 


c) Absatz 5 erhält die folgende Fassung: 

„(5) Die Ergänzungsabgabe zur Lohnsteuer 
bei beschränkter Einkommensteuerpflicht 
(Lohnsteuerpflicht) ist nur zu erheben, wenn 
der Monatslohn bei unverheirateten Arbeit- 
nehmern, die nicht mindestens vier Monate 
vor Beginn des Kalenderjahres das 49. Le- 
bensjahr vollendet haben und bei denen kein 
Kinderfreibetrag zu berücksichtigen ist, 
2835 Deutsche Mark, bei allen anderen Ar- 
beitnehmern 2905 Deutsche Mark übersteigt. 
Der Betrag von 2905 Deutsche Mark erhöht 
sich bei Arbeitnehmern, bei denen nach den 
lohnsteuerrechtlichen Vorschriften Kinder- 
freibeträge zu berücksichtigen sind, um 
130 Deutsche Mark für das erste Kind, um 
140 Deutsche Mark für das zweite Kind und 
um jeweils 150 Deutsche Mark für jedes 
weitere Kind. Wird Arbeitslohn für einen 
vom Monat abweichenden Zeitraum gezahlt, 
so ist die Ergänzungsabgabe zu erheben, 
wenn der auf einen Monatsbetrag umge- 
rechnete Arbeitslohn den nach Sätzen 1 
und 2 maßgebenden Betrag übersteigt. Von 
sonstigen Bezügen ist die Ergänzungsabgabe 
zu erheben, wenn der auf einen Monatsbe- 
trag umgerechnete voraussichtliche Jahres- 
arbeitslohn den nach Sätzen 1 und 2 maß- 
gebenden Betrag übersteigt." 

3. In § 5 werden die Worte „oder beim Lohnsteuer- 
Jahresausgleich" gestrichen. 

4. § 6 Abs. 2 wird gestrichen. 

5. § 7 Abs. 2 wird gestrichen, 

6. In § 9 wird das Wort „hat" durch die Worte 
„wird ermächtigt," ersetzt. 

7. § 11 erhält die folgende Fassung: 

»§ 11 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist für das Kalenderjahr 1970 anzuwenden. 

(2) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt 
Absatz 1 mit der Maßgabe, daß die vorstehende 
Fassung dieses Gesetzes bei laufendem Arbeits- 
lohn auf den Arbeitslohn anzuwenden ist, der 
für einen Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird. 
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der im Kalenderjahr 1970 endet, und auf son- 
stige Bezüge, die im Kalenderjahr 1970 zuflie- 
ßen. Beim Steuerabzug vom Kapitalertrag und 
beim Steuerabzug nach § 50 a Abs. 1 und 4 des 
Einkommensteuergesetzes gilt Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß die vorstehende Fassung dieses 
Gesetzes auf Kapitalerträge, Aufsichtsratsver- 
gütungen und Vergütungen anzuwenden ist, 
die im Kalenderjahr 1970 zufließen." 

8. Folgender § 12 wird eingefügt: 

.§ 12 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, das Ergänzungsabgabegesetz in der 
neuen Fassung mit neuem Datum, unter neuer 
Überschrift und in neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen." 

9. Der bisherige § 12 wird § 13. 


10. Folgender § 14 wird angefügt: 

„§ 14 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1970 außer Kraft. Es ist in der jeweils gel- 
tenden Fassung auf Tatbestände, die vor dem 
Außerkrafttreten verwirklicht worden sind, 
weiter anzuwenden." 

Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll als Vorgriff auf 
die vorgesehene umfassende Steuerreform mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1970 zwei Sofortmaßnahmen 
verwirklichen, nämlich 

— die Verdoppelung des Arbeitnehmer-Freibetrags 
von z. Z. 240 DM auf 480 DM jährlich sowie 

— den stufenweisen Abbau der Ergänzungsabgabe 
zur Einkommen- und Körperschaftsteuer. 

Mit dem Steueränderungsgesetz 1964 ist erstmals 
ein Arbeitnehmer-Freibetrag in Höhe von 240 DM 
eingeführt worden. Nach der Begründung des da- 
maligen Regierungsentwurfs sollte durch den Frei- 
betrag den Arbeitnehmern ein Ausgleich insbeson- 
dere dafür gewährt werden, daß sie im Lohnabzugs- 
verfahren ihre Steuern zeitnäher als die veranlagten 
Steuerpflichtigen entrichten müssen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß aus 
den zwangsläufig unterschiedlichen Steuererhe- 
bungsformen und Einkunftsermittlungssystemen 
trotz gleicher Tarifbelastung steuerliche Nachteile 
für die Arbeitnehmer eintreten, die durch den 1965 
eingeführten Arbeitnehmer-Freibetrag von 240 DM 
nicht genügend ausgeglichen werden. Es darf auch 
nicht unberücksichtigt bleiben, daß die über Ände- 
rungen der Unternehmensbesteuerung geleiteten 
Wirtschaftsförderungsmaßnahmen z. B. strukturpo- 


litischer oder ähnlicher Art meist nur mittelbar und 
erst mit zeitlicher Verzögerung die wirtschaftlichen 
Verhältnisse auch der Arbeitnehmer entsprechend 
zu verbessern vermögen. Die Bundesregierung 
schlägt daher als eine Maßnahme der sozialen Sym- 
metrie eine Verdoppelung des Arbeitnehmer-Frei- 
betrags ab 1. Januar 1970 auf 480 DM vor. Das 
möglichst baldige Inkrafttreten unterstützt die von 
der Bundesregierung nach der Aufwertung verfolgte 
Wirtschaftspolitik der Stabilisierung ohne Stagna- 
tion. 

Der in dem Gesetzentwurf weiterhin vorgesehene 
Abbau der Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und 
Körperschaftsteuer trägt der Überlegung Rechnung, 
daß die Erhebung dieser Abgabe ihrer Natur nach 
eine vorübergehende Maßnahme zur Behebung der 
seinerzeitigen Haushaltsschwierigkeiten darstellte. 
Aus haushaltswirtschaftlichen Gründen ist ein stu- 
fenweiser Abbau in der Weise vorgesehen, daß ab 
1. Januar 1970 unbeschränkt Einkommensteuer- 
pflichtige nur noch mit einem zu versteuernden 
Einkommensbetrag von mehr als 32 000 DM (Ledige) 
und 64 000 DM (Verheiratete) — statt der bisherigen 
Grenze von 16 000/32 000 DM — zur Ergänzungs- 
abgabe herangezogen werden und ab 1. Januar 1971 
die Ergänzungsabgabe ganz aufgehoben wird. 

Die haushaltsmäßigen Auswirkungen der beiden 
Steuerrechtsänderungen sind aus der folgenden Auf- 
stellung ersichtlich. 


Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
steuerrechtlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1970) 


Jahr 


Steuermindereinnahmen in Mill. 
durch 

DM 


Erhöhung des Arbeitneh- 
merfreibetrages um 

240 DM 

stufenweisen Abbau der 
Ergänzungsabgabe ^) 

zusammen 

insgesamt 

darunter 

Bund 

insgesamt 

darunter 

Bund 

insgesamt 

darunter 

Bund 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

Entstehungsjahr 1970 .... 

900 

385 

200 2) 

200 2) 

1100 

585 

Rechnungsjahr 1970 

820 

350 

170 

170 

990 

520 

Rechnungsjahr 1971 

910 

390 

860 

860 

1770 

1250 

Rechnungsjahr 1972 

925 

400 

1040 

1040 

1965 

1440 

Rechnungsjahr 1973 

950 

410 

1100 

1100 

2050 

1510 


^) Abbau der Ergänzungsabgabe ab 1. Januar 1970 durch Herauf Setzung der Einkommensgrenze von 16 000 DM 
(Ledige) und 32 000 DM (Verheiratete) auf 32 000/64 000 DM und Fortfall der Ergänzungsabgabe ab 1. Januar 1971. 
^) Entstehungsjahr 1971 (volle Beseitigung): 980 Millionen DM 
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B, Im einzelnen 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift enthält die Verdoppelung des Arbeit- 
nehmerfreibetrags von bisher 240 DM auf 480 DM. 

Zu Nummer 2 

Durch die Vorschrift wird angeordnet, daß der er- 
höhte Arbeitnehmer-Freibetrag erstmals für das 
Kalenderjahr 1970 gilt. 

Artikel 2 

Ergänzungsabgabegesetz 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift sieht vor, daß die Ergänzungsabgabe 
im Lohnabzugsverfahren nur noch bei beschränkt 
steuerpflichtigen Arbeitnehmern erhoben wird. Da 
unbeschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer, deren 
zu versteuernder Einkommensbetrag die in der vor- 
gesehenen Fassung des § 4 Abs. 2 (vgl. zu Nummer 2 
Buchstabe a) festgesetzten Beträge überschreiten, 
zur Einkommensteuer zu veranlagen sind, erscheint 
es zweckmäßig, bei ihnen die Ergänzungsabgabe 
nicht im Lohnabzugsverfahren, sondern im Veran- 
lagungsverfahren zu erheben. Hierdurch wird ins- 
besondere eine Entlastung der Arbeitgeber erreicht. 
Beschränkt Steuerpflichtige werden mit ihren Ein- 
künften aus nichtselbständiger Arbeit nicht zur Ein- 
kommensteuer veranlagt; für sie mußte deshalb die 
Erhebung der Ergänzungsabgabe im Lohnabzugs- 
verfahren beibehalten werden. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a 

Die Ergänzungsabgabe wird von veranlagten un- 
beschränkt steuerpflichtigen natürlichen Personen 
nach geltendem Recht erhoben, wenn der zu ver- 
steuernde Einkommensbetrag 16 020 DM, im Fall der 
Anwendung des Splittingtarifs 32 040 DM oder mehr 
beträgt. Der Gesetzentwurf sieht vor, diese Ein- 
kommensgrenzen zu verdoppeln. Ergänzungsabgabe 
soll daher in derartigen Fällen für das Kalenderjahr 
1970 nur erhoben werden, wenn der zu versteuernde 
Einkommensbetrag 32 040 DM, im Fall der Anwen- 
dung des Splittingtarifs 64 080 DM oder mehr be- 
trägt. 

Zu Nummer 2 Buchstabe b 

Zur Vermeidung etwaiger Härten ist wie bisher eine 
Übergangsregelung vorgesehen, die allmählich auf 
die volle Steuerschuld überleitet. 

Zu Nummer 2 Buchstabe c 

Für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer, bei 
denen die Ergänzungsabgabe nach der neuen Vor- 
schrift des § 3 Nr. 2 (vgl. zu Nummer 1) im Lohn- 
abzugsverfahren erhoben wird, werden Monatslohn- 
beträge bestimmt, von denen ab erstmals Ergän- 
zungsabgabe zu erheben ist. Die Monatslohnbeträge 
entsprechen dem zu versteuernden Einkommens- 
betrag, der nach der vorgesehenen Fassung des § 4 
Abs. 2 Nr. 2 für veranlagte unbeschränkt steuer- 
pflichtige natürliche Personen gilt. Hierdurch wird 


insoweit die bisherige Gleichbehandlung von unbe- 
schränkt und beschränkt steuerpflichtigen Arbeit- 
nehmern grundsätzlich aufrechterhalten. 

Zu Nummer 3 

Die Streichung trägt dem Umstand Rechnung, daß 
für beschränkt steuerpflichtige Arbeitnehmer ein 
Lohnsteuer- Jahresausgleich nicht durchgeführt wird. 

Zu Nummer 4 

Die Streichung geht davon aus, daß die Ergänzungs- 
abgabe nach den für beschränkt steuerpflichtige 
Arbeitnehmer im Lohnabzugsverfahren geltenden 
Grundsätzen mit dem auf den einzelnen Lohnzah- 
lungszeitraum entfallenden Abgabebetrag erhoben 
wird. Eine Nacherhebung von Ergänzungsabgabe im 
Hinblick auf die Höhe des Jahresarbeitslohns kommt 
somit nicht in Betracht. 

Zu Nummer 5 

Nach der bisherigen Fassung des § 7 Abs. 2 waren 
Vorauszahlungen auf die Ergänzungsabgabe ohne 
besondere Aufforderung zu entrichten, solange ein 
Bescheid über die Entrichtung der Vorauszahlungen 
auf die Ergänzungsabgabe nicht erteilt worden ist. 
Diese Übergangsregelung, die bei Einführung der 
Ergänzungsabgabe von Bedeutung war, kann ersatz- 
los aufgehoben werden. 

Zu Nummer 6 

Im Hinblick darauf, daß die Ergänzungsabgabe nur 
noch bei beschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmern 
im Lohnabzugsverfahren — und zwar mit einem 
einheitlichen Vomhundertsatz von 3 v. H. der Lohn- 
steuer — zu erheben ist, erscheint die Aufstellung 
von Ergänzungsabgabetabellen nicht mehr unbe- 
dingt erforderlich. Die bisherige Verpflichtung des 
Bundesministers der Finanzen, für die Erhebung der 
Ergänzungsabgabe zur Lohnsteuer Tabellen heraus- 
zugeben, wird deshalb in eine Ermächtigung umge- 
wandelt. 

Zu Nummer 7 

Die Vorschrift regelt, daß die Neufassung des Ge- 
setzes nur für das Kalenderjahr 1970 anzuwenden 
ist. 

Zu Nummer 8 

Die Vorschrift sieht vor, den Bundesminister der 
Finanzen zu ermächtigen, das Ergänzungsabgabe- 
gesetz in der neuen Fassung bekanntzumachen. 

Zu Nummer 10 

Die Vorschrift bestimmt, daß das Ergänzungsabgabe- 
gesetz mit Ablauf des 31. Dezember 1970 außer 
Kraft tritt. 

Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Diese Vorschrift enthält die übliche, Bundesabgaben- 
recht betreffende Berlin-Klausel. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Steuer- 
änderungsgesetzes. 
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